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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Dr. Althammer, Höcherl, Dr. Zeitei, 
Dr. Häfele und Genossen 
- Drucksache 7/5837 - 

betr. Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächtigung für die Kapitalhilfe im 

Bundeshaushaltsplan 1976 (hier: Exportfinanzierung von Schiffen und Beitritt 
zum Internationalen Agrarfond - IFAD -) 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister füi 
wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit Schreiben vom 24. No- 
vember 1976 die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Für den Internationalen Agrarfond (IFAD) ist 1976 im Einzel- 
plan 23 ein Leertitel ausgebracht worden, da zur Zeit der Haus- 
haltsberatungen die Bundesregierung zwar grundsätzlich bereit 
war, sich an einem solchen Fonds zu beteiligen, sein Zustande- 
kommen aber noch nicht abzusehen war. Die in den Erläuterun- 
gen zum Titel 23 02/836 07 dargelegten Voraussetzungen sind 
bis jetzt nicht erfüllt. 

Als sich die Möglichkeit abzeichnete, daß der IFAD Zustande- 
kommen könnte, hat die Bundesregierung vorsorglich einen 
Betrag von 140 Millionen DM bei der Verpflichtungsermächti- 
tung des Titels 23 02/866 01 (bilaterale finanzielle Zusammen- 
arbeit) reserviert, um eine angesichts des Leertitels bei Einzel- 
plan 23 02/836 07 technisch als überplanmäßig auftretende Ver- 
pflichtung im Rahmen des Gesaintverpflichtungsrahmens auf- 
fangen zu können. Eine vorsorgliche Sperre, wenn und solange 
überplanmäßige Ausgaben drohen, entspricht den Gepflogen- 
heiten einer soliden, vorsichtigen Haushaltsführung. 

Als sich herausstellte, daß in diesem Jahr eine Verpflichtungs- 
ermächtigung für den IFAD nicht mehr benötigt wurde, konnte 
die vorsorglich reservierte Verpflichtungsermächtigung wieder 
für bilaterale finanzielle Zusammenarbeit (Kapitalhilfe) in An- 


Druck: Thenöe Druck KG. 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 
Postfach 821, Qoethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/5900 Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Spruch genommen werden. Dabei erschien es im Interesse der 
Entwicklungsländer wie im Interesse der deutschen Wirtschaft 
zweckmäßig, insbesondere die Lieferung von Schiffen ins Auge 
zu fassen. 


1. Die Bundesregierung hat aus Entwicklungshilfemitteln 140 Mio 
DM bereitgestellt, um „Entwicklungsländern den Import von 
Schiffen, die auf deutschen Werften gebaut werden, zu ermög- 
lichen". Die haushaltsrechtliche Möglichkeit zu dieser ursprüng- 
lich im Bundeshaushaltsplan nicht vorgesehenen Maßnahme er- 
gibt sich nach Angabe des Bundesministeriums für wirtschatt- 
liche Zusammenarbeit daraus, daß der Internationale Agrarfond 
(IFAD), für den im Rahmen der Verpflichtungsermächtigung für 
die Kapitalhilfe 140 Mio DM vorgesehen waren, in diesem Jahr 
nicht zustande komme. 

Welche Zwecke hatte es, aus der Verpflichtungsermächtigung 
bei Titel 23 02/866 01 (Kapitalhilfe) ursprünglich 140 Mio DM 
für den IFAD zu reservieren? 


Die Reservierung erfolgte für den Fall, daß im Laufe des Jahres 
1976 eine Verpflichtung zur Beitragszahlung an den IFAD enh 
stehen würde. 


2. Sind die Beiträge für den künftigen IFAD im derzeit geltenden 
Finanzplan für die Jahre bis 1979 vorgesehen und auch bei 
Bereitstellung der Mittel für die Exportaufträge von Schiffen irn 
Rahmen der für die Kapitalhilfe in Ansatz gebrachten Beträge 
aufzufangen? 


Die Finanzplanung ermöglicht es, die finanziellen Verpflichtun- 
gen zu erfüllen, die aus einem Zustandekommen des IFAD 
resultieren. 


3. Nach der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
betr. Finanzierung von Exportaufträgen von Schiffen aus Ent- 
wicklungshilfemitteln (Drucksache 7/5820) ist die Verpflichtungs- 
ermächtigung für die Kapitalhilfe weder durch die „Beitrags- 
ankündigung" noch durch die Paraphierung des Vertrags zur 
Errichtung des IFAD am 14. Juni 1976 „in Anspruch genommen". 

3.1 Zu welchem Zeitpunkt und durch welches Ereignis wurden 
bei der letzten IDA-Aufstockung und beim Beitritt der Bun- 
desrepublik Deutschland zur Interamerikanischen Entwick- 
lungsbank die entsprechenden Verpflichtungsermächtigun- 
gen jeweils in Anspruch genommen? 


Die Verpflichtungsermächtigung für die IDA ist nach dem 
Beschluß des Weltbank-Gouverneurrates vom 31. Januar 1974 
über die IV. IDA-Aufstockung mit der Erklärung der Bundes- 
regierung vom 3. Juli 1974, hierzu beitragen zu wollen, in 
Anspruch genommen worden. Für die Interamerikanische Ent- 
wicklungsbank ist keine Verpflichtungsermächtigung ausge- 
bracht worden; die Verpflichtung zur Leistung an die 1969 ge- 
gründete Bank ergibt sich für die Bundesrepublik Deutschland 
aus dem am 7. Januar 1976 verkündeten Beitrittsgesetz. 
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3.2 War in diesen beiden Fällen maßgeblich, ob die Verbind- 
lichkeit im Rechtssinne und /oder die Aufstockung des IDA- 
Anteils bzw. die Bank noch in dem bei der Inanspruchnahme 
der Verpflichtungsermächtigung jeweils laufenden Haus- 
haltsjahr zustande kam? 


Bei der IV. IDA-Aufstockung wurde die Verpflichtungsermäch- 
tigung in Anspruch genommen, als die Verpflichtung zur Lei- 
stung der deutschen Beiträge im Rahmen der bestehenden Orga- 
nisation entstand. Hinsichtlich der IDB verweise ich auf die 
Antwort zu Frage 3.1. 


3.3 Wird die Bundesregierung künftig auch in anderen Bereichen 
der Entwicklungshilfe (z. B. bei der IDA) bei der Inanspruch- 
nahme von Verpflichtungsermächtigungen wie im Falle IFAD 
verfahren? 


Die Bundesregierung wird entsprechend dem Haushaltsrecht 
Verpflichtungsermächtigungen auch künftig jeweils bei Begrün- 
dung der Verpflichtungen in Anspruch nehmen. 


4. Auf die in der erwähnten Kleinen Anfrage (oben zu Nummer 3) 
gestellte Frage nach den Gründen für den ursprünglichen Wider- 
stand des Bundesministers der Finanzen gegen die Inanspruch- 
nahme der Verpflichtungsermächtigung für die Exportförderung 
von Schiffen und auf die Beweggründe für den späteren Mei- 
nungswechsel hat die Bundesregierung keine zufriedenstellende 
Antwort gegeben. Wir präzisieren deshalb die Fragestellung 
wie folgt: 

4.1 Wann stimmte der Bundesminister der Finanzen der Inan- 
spruchnahme der Verpflichtungsermächtigung für Kapital- 
hilfe in Höhe von 140 Mio DM für das Schiffsexportpro- 
gramm zu? 

4.2 Welche Bedenken halte der Finanzminister ursprünglich 
gegen das Schiffsexportprogramm? 

4.3 Weshalb stimmte er der Inanspruchnahme der Verpflich- 
tungsermächtigung für das Schiffsexportprogramm dann 
doch zu? 


Die Bundesregierung hat nach sorgfältiger Prüfung über die 
Verwendung der Verpflichtungsermächtigung entschieden. Die 
Gründe für diese Entscheidung hat der Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit am 17. September 1976 der Öffent- 
lichkeit dargelegt. Im übrigen verweise ich auf meine Antwort 
auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU vom 24. September 1976. 
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